
„Die Kraft der Freiheit 
kann Mauern einreißen." 

Mit Steinen aus der Berli- 
ner Mauer im Gepäck reiste 
Generalsekretär Ronald Po- 
falla in Begleitung des Stell- 
vertretenden Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Arnold Vaatz, un- 

mittelbar nach der Präsi- 
dentschaftswahl in Weiß- 

•"üssland nach Minsk. 

Ziel des höchstrangigen 
Besuchs deutscher Politiker 
seit Jahren in Weißrussland 
war es, der Opposition und 
der Zivilgesellschaft im 

Kampf für eine demokrati- 
sche Gesellschaft den Rü- 
cken zu stärken. Die zurück- 
liegenden Präsidentschafts- 

wahlen am 19. März seien • 
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Außenpolitik 

• ein einschneidendes Da- 
tum für Weißrussland gewe- 
sen, erklärte der Generalse- 
kretär. Zum einen habe sich 
der regierende Diktator Lu- 
kaschenko erstmals mit ei- 
ner geschlossenen - und da- 
mit ernstzunehmenden - 
Opposition konfrontiert ge- 
sehen, was gut sei und Hoff- 
nung mache. Zum anderen 
habe Präsident Lukaschen- 
ko sein wahres Gesicht ge- 
zeigt, indem er die Opposi- 
tion und die Zivilbevölke- 
rung „knallharten Repressa- 

lien" ausgesetzt habe - was 
zeige, wozu dieses Regime 
zum Machterhalt bereit sei 
und wie weit der Weg zur 

Demokratie noch sei. 
Im Büro des Belarussi- 

schen Helsinki-Komitees 
(BHK) informierten sich die 
Vertreter der CDU über die 

schwierige Situation der 
Menschenrechtsorganisati- 
on nach einem Urteil des 
Obersten Wirtschaftsge- 
richts Weißrusslands, wel- 
ches eine Besteuerung von 
EU-Fördermitteln (TACIS) 
vorsieht. Die BHK-Vorsit- 
zende Tatjana Protko be- 
richtete zwar über die for- 
male Einstellung des gegen 

sie persönlich laufenden 
Strafverfahrens in derselben 
Rechtssache. Dennoch rech- 
ne sie nicht mit einer Revisi- 
on des Urteils, sodass sie von 
einer Schließung des Büros 

ausgehe. Das Ausmaß der 
Staatswillkür erscheine nach 
den Gesprächen noch er- 
schütternder als man es aus 
der Presseberichterstattung 
entnehmen konnte, berich- 
teten Ronald Pofalla und Ar- 
nold Vaatz: Nicht zwischen 
500 und 700 friedliche De- 
monstranten seien willkür- 
lich festgenommen worden, 

sondern mindestens 1200 
Personen. Die Gesprächs- 
partner der deutschen Dele- 

gation teilten übereinstim- 
mend die Befürchtung, dass 
auch nach einer Entlassung 
aus der Administrativhaft 

(bis zu 14-tägige unbegrün- 
dete Inhaftierung) viele Ak- 
tivisten der Demokratiebe- 
wegung politisch motivierte 
Strafverfahren erwarten 
müssten. Unter den Festge- 
nommenen befinden sich 
auch der Präsidentschafts- 
kandidat der sozialdemokra- 
tischen Partei, Alexander 
Kosulin, sowie Mitglieder 

des   Wahl kämpf Stabes   des 

Oppositionsführers Alexan- 
der Milinkewitsch. Der Ge- 
neralsekretär erfuhr in den 
Gesprächen, dass die Staats- 
macht weder vollständige 

Listen der Inhaftierten her- 
ausgebe, noch würden An- 
gehörige benachrichtigt, 
noch gebe es freien Zugang 
von Ärzten oder Anwälten 
zu den festgenommenen 

Personen. So habe zum Bei- 
spiel die Ehefrau des Präsi- 
dentschaftskandidaten Ko- 
sulin weder Zugang zu 
ihrem - nach einer Demon- 
stration inhaftierten - Mann 
noch zu offiziellen Behörden 
erhalten. „Für uns unvor- 
stellbar, in Belarus bittere 
Realität", brachte Pofalla 

seine Betroffenheit zum 
Ausdruck. Verschiedene Ge- 
sprächspartner von Pofalla 
und Vaatz wiesen insbeson- 

dere auf das Schicksal des 
nach Augenzeugenberich- 

ten am 25. März schwer ver- 
letzten und möglicherweise 

sogar verstorbenen Demon- 
stranten Sergej Otroscht- 
schenko hin. Ronald Pofalla 
nutzte u.a. sein Vier-Augen- 
Gespräch mit dem belarussi- 

schen Außenminister Sergej 
Martynow,  um   neben  sei- 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands. Für den Inhalt verantwortlich: Harald Walter, Klingelhöferstraße 8,10785 Berlin, 

Telefon 0 30-220 70-3 72, E-Mail: uid@cdu.de, Verlag: Union Betriebs GmbH, Egermannstraße 2, 

53359 Rheinbach, Telefon 02226-802-0, Telefax 02226-802-111-333. Vertrieb: Telefon 

02226-802-213, E-Mail: oliver.murmann@ubg-medienzentrum.de. Verlagsleitung: Bernd Pro- 

fittlich. Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. 7510183 (BLZ 380 'IOO 00), Postbank Köln 

Nr. 1937 95-504 (BLZ 370 100 50). Abonnementspreis jährlich 32,00 € Einzelpreis 1,00 €. Ab- 

bestellung schriftlich oder per E-Mail nur unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Quar- 

talsende. Herstellung: Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf. 



Außenpolitik 

Generalsekretär Ronald Pofalla übergibt ei 
der Berliner Mauer an Tatjana Protko vom 
des Belarussischen Helsinki-Komitees. 

nem veröffentlichten Forde- 

rungskatalog (s. Kasten S. 4) 
den Minister aufzufordern, 

unverzüglich das Schicksal 
von Otroschtschenko auf- 
zuklären. Nach Rückkehr 

Pofallas nach Deutschland 
übermittelte das belarussi- 
sche Außenministerium 
dem CDU-Generalsekretär 
die Nachricht, dass Otrosch- 
tschenko nach ärztlicher Be- 
handlung wieder auf freiem 
Fuß sei (eine Bestätigung 
dieser Meldung von unab- 
hängigen Organisationen 

'ag zum Zeitpunkt des Re- 
daktionsschlusses noch nicht 
vor). 

Da die Autorität von Prä- 
S|dent Lukaschenko bei den 
ZLjrückliegenden Wahlen 
s'chtbar beschädigt worden 
lst. steigt die Befürchtung 
uriter   den   Beobachtern, 

dass die Staatsmacht 
in nächster Zeit noch 
aggressiver agieren 
könnte. Der Druck auf 
Präsident Lukaschenko 
wächst nach allgemei- 
ner Einschätzung nicht 
nur im Land selbst, 
sondern auch durch 
die am 30. März von 
Gasprom angekündig- 
te Erhöhung der Gas- 
preise auf „europäi- 
sches Niveau" ab 2007. 
Würde dies Realität, 

üro käme das einem Ver- 
lust von etwa einem 
Sechstel der bela- 

russischen Staatseinnahmen 
gleich. Je mehr Lukaschenko 
in den kommenden Wochen 
und Monaten unter Druck 
geriete, desto wichtiger werde 
es, dass der Westen die vor- 
handenen Oppositionskräf- 
te rund um Milinkewitsch 
stärke, so die beiden CDU- 
Politiker. „Allein durch un- 
sere Aufmerksamkeit und 

die daraus resultierende 
Medien berichterstattung 

gewährleisten wir Schutz 
für die friedlichen Freiheits- 
kämpfer vor Gefangen- 
schaft und Verurteilung", 
sagte Generalsekretär Ro- 

nald Pofalla vor seiner Ab- 
reise nach Minsk. Ronald 
Pofalla nutzte sein Ge- 
spräch mit dem Oppositi- 
onsführer Milinkewitsch, 
um ihn nach Deutschland 
zu einem parteiübergreifen- 

den Gespräch der Obleute 
des Auswärtigen Ausschus- 
ses und des Ausschusses 
für Menschenrechte des 
Bundestages sowie zu einer 
gemeinsamen Pressekon- 

ferenz in die CDU-Bundes- 
geschäftsstelle einzuladen - 
eine Einladung, die Milinke- 
witsch gerne und kurzfri- 
stig annahm. 

Milinkewitsch legte in 
dem ca. 1 1/2 stündigen Ge- 
spräch Wert auf die Feststel- 

lung, dass die Demokratie- 
bewegung trotz verstärkter 

Repression gestärkt aus den 
„Wahlen" hervorgegangen 
sei. Die belarussische Gesell- 
schaft habe sich aus der Apa- 
thie befreit und politisiert. 
Der Oppositionsführer bat 
Deutschland und Europa um 
rasche Hilfe für die Opfer 
der Repressionen und um 
Hilfe beim Schutz bzw. Auf- 
bau unabhängiger Medien. 
Wie die anderen Gespräch- 
spartner zuvor, wies auch er 
zudem auf die schwierige Si- 
tuation der belarussischen 
Studenten hin, die zu Hun- 
derten wegen ihrer Teil- 

nahme an Demonstrationen 
exmatrikuliert wurden und 
nun keine Aussicht mehr auf 

einen akademischen Ab- 
schluss im Land hätten. Po- 

falla und Vaatz zeigten sich 
bestürzt über diese Zustän- 
de und sagten zu, auch in Zu- 
kunft Ansprechpartner und 

„Lautsprecher" für die Op- 
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Außenpolitik 

position Weißrusslands zu 
sein. Pofalla riet den Opposi- 
tionsführern, die Geschlos- 
senheit der belarussischen 
Demokratiebewegung zu 

bewahren. Die CDU werde 
die Belarussische Volksfront 
und die Vereinigte Bürger- 
partei darin unterstützen, ei- 
nen Beobachterstatus in der 
Europäischen   Volkspartei 

(EVP) zu erlangen, versprach 
der Generalsekretär. 

Der Besuch von Ronald 
Pofalla und Arnold Vaatz 
endete mit einer gut be- 
suchten Pressekonferenz im 
EU-TACIS-Büro in Minsk. 

Ronald Pofalla verteilte sei- 
ne ins Russische übersetzte 
Erklärung, stand Rede und 
Antwort   und   zeigte   den 

zunächst verblüfften Jour- 
nalisten, die zumeist den 
staatlichen Medien ange- 
hörten, einen Stein aus der 
Berliner Mauer. „Die Kraft 
der Freiheit kann Mauern 
einreißen - dies ist in mei- 
nem Land so geschehen und 

steht ihrem Land bevor", 
schloss der Generalsekre- 

tär. 

POFALLA: FORDERUNGEN FÜR MEHR DEMOKRATIE IN BELARUS 

Die willkürlichen Einschrän- 
kungen und Behinderungen 

bei der Durchführung der 
Präsidentschaftswahlen in 
Belarus bereiten mir, meiner 

Partei und vielen Menschen 
in Deutschland große Sor- 
ge. Der Deutsche Bundestag 
hat am 29. März festgestellt, 
dass trotz der Registrierung 
von vier Kandidaten den 
OSZE-Verpflichtungen zur 

Durchführung demokrati- 
scherWahlen nicht entspro- 
chen wurde. Ich fordere: 

Alle politischen Gefange- 
nen und alle Demonstran- 
ten, die im Zuge der Wahl- 
en festgenommen wurden, 
sind unverzüglich freizulas- 

sen. 
Echte politische Mei- 

nungsfreiheit ist wieder- 
herzustellen. Politisch An- 

dersdenkende dürfen in 

Übereinstimmung mit den 
internationalen menschen- 
rechtlichen Normen nicht 
eingeschüchtert,   verfolgt 

oder  festgenommen   wer- 

den. 
Medien müssen unge- 

hindert arbeiten können 
und dürfen nicht Repres- 
salien ausgesetzt oder in 
ihrer Tätigkeit einge- 
schränktwerden. 

Die Versammlungsfrei- 

heit und die Bewegungs- 
freiheit aller Bürger müssen 
ohne willkürliche Beschrän- 
kungen gewährleistet sein. 

Friedliche Kundgebungen 
müssen durchgeführt wer- 
den können. Zivilgesell- 
schaftliche Vereinigungen 
und politische Parteien 
müssen sich frei entfalten 
können und dürfen keinen 

repressiven oder diskrimi- 
nierenden Maßnahmen un- 

terworfen werden. 
Die rechtsstaatlichen 

Grundsätze müssen im 
Rahmen der Gewaltentei- 
lung und in Übereinstim- 
mung mit den universalen 
Menschenrechten   gelten 

und gewährleistet werden. 
Die Verpflichtungen der 

OSZE sind zu achten. 
Meine Partei, die CDU 

Deutschlands, und ich wün- 

schen uns Belarus als einen 
stabilen, demokratischen 
und rechtsstaatlich verfass- 
ten Partner in Europa, der 

die Menschenrechte achtet 
und wirtschaftlich floriert. 
Es ist unser aufrichtiger 
Wunsch, die Beziehungen 

mit Belarus vertiefen zu 
können. Das ganze demo- 
kratische Spektrum der po- 
litischen Parteien in Belarus 
sollte daran teilhaben kön- 
nen. Auch deshalb setzt sich 

die CDU dafür ein, dass die 
Belarussische Volksfront 

und die Vereinigte Bürger- 
partei einen Beobachter- 

status in der EVP erhalten 
und dadurch auch offiziell 
Partnerparteien der Christ- 

lich Demokratischen Union 
Deutschlands in Europa 

werden. 
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Aus den Ländern 

„Berlin kann mehr" 
Mit diesem Motto zieht 
die Berliner CDU mit ihrem 
Spitzenkandidaten Fried- 
bert Pflüger in den Wahl- 
kampf zur Abgeordneten- 
hauswahl am 17. Septem- 
ber. Der Parlamentarische 
Staatssekretär im Vertei- 
digungsministerium wur- 
de auf einem Landespar- 
teitag mit überwältigen- 
der Mehrheit zum Heraus- 
forderer des Regierenden 
Bürgermeisters, Klaus Wo- 
wereit, gewählt. Pflüger 
erhielt 276 von 285 Dele- 
giertenstimmen. 

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel lobte in ihrer Rede 
das Engagement Pflügers 

für die Deutsche Haupt- 
stadt. Pflüger sei der richti- 
ge Spitzenkandidat. „Er hat 
die Leidenschaft, für diese 
Stadt etwas bewegen zu 

Wollen", so die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands. 

Die Kanzlerin betonte, 
dass die Berliner CDU das 
Signal aussenden müsse, 
den rot-roten Senat ablösen 
2u wollen. Dazu müsse den 
Menschen deutlich gemacht 
Werden, dass man ihre Pro- 
bleme ernst nehme und lö- 
sen wolle. „Berlin kann Mo- 
tor beim Erobern neuer We- 
ge werden", so die Bundes- 
kanzlerin. Alle Chancen für 
d'e Schaffung neuer Arbeits- 

Friedbert Pflüger 

platze müssten genutzt wer- 
den. Angela Merkel bekräf- 
tigte: „Berlin ist eine Haupt- 
stadt und hat Verantwor- 
tung." Wenn der Bund sich 
für Berlin einsetzen wolle, 

dann müsse in der Haupt- 
stadt eine vernünftige Lan- 
despolitik gemacht werden, 
die auch außerhalb der 
Hauptstadt nachvollziehbar 

sei. „Deshalb brauchen wir 
den Wechsel in Berlin", er- 
klärte die Parteivorsitzende. 

Spitzenkandidat Pflüger 
warf dem rot-roten Senat 
vor, Geld in unnützen Pro- 
jekten zu verschwenden. 
Außerdem würden Probleme 
wie die hohe Arbeitslosigkeit 
von 18 Prozent oder die 
Wirtschaftsschwäche nicht 

angepackt. „Rot-Rot ver- 
schreckt die Investoren und 
kann keine Solidarität im 
Rest     der     Republik     für 

die Hauptstadt mobilisie- 
ren", warf Pflüger der amtie- 
renden Landesregierung vor. 
Er versprach, sich für eine Sa- 
nierung der Schulen und bes- 
sere Freizeitmöglichkeiten 
für Kinder einzusetzen. Dafür 
und zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze wolle er mehr In- 
vestoren in die Stadt holen." 
Das ist das Wichtigste für die- 
se Stadt", so Pflüger. 

Auch beim Thema Inte- 
gration warf Pflüger der Re- 
gierung Wowereit Versagen 
vor. Die Gewaltprobleme an 
der Berliner Rütli-Hauptschu- 
le seien nur „der Höhepunkt 
verfehlter rot-roter Integra- 
tions- und Schulpolitik", so 
Pflüger. Er erklärte, dass eine 
erfolgreiche Integration das 
Beherrschen der deutschen 
Sprache sowie die Anerken- 
nung deutscher Werte vor- 
aussetze. „Die Verleihung 
der deutschen Staatsbürger- 

schaft ist kein Mittel der In- 
tegration, sondern erfolgrei- 

cher Abschluss eines Prozes- 
ses", machte der Spitzenkan- 

didat deutlich. 

Den Entwurf des 
Wahlprogramms der 
Berliner CDU finden 
Sie unter www.edu- 
lv- berlin.de/ index- 
ok.htm 
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Bildung und Erziehung 

Kommission „Bildungschancen und 
Erziehung" konstituiert 

Gewalt und menschenver- 
achtendes Auftreten be- 
stimmen oft den Schulall- 
tag. Immer neue Fälle von 
vernachlässigten und ver- 
wahrlosten Kindern wer- 

den bekannt. 
Die PISA-Studien bele- 

gen, dass die soziale Her- 
kunft von Kindern erhebli- 
chen Einfluss auf ihre zu- 
künftigen Bildungschancen 

hat. All das zeigt: Die Start- 
und Lebenschancen von Kin- 
dern müssen verbessert wer- 
den. Entsprechende Vorschlä- 
ge will die gerade konstitu- 
ierte Kommission „Bildungs- 
chancen und Erziehung" un- 
ter Leitung von Bundesfami- 
lienministerin Ursula von der 
Leyen und Kultusminister 

Jan-Hendrik Olbertz aus 
Sachsen-Anhalt entwickeln. 

„Wir müssen die Frage be- 
antworten, wie eine gelun- 

gene Erziehung aussieht, die 
Potenziale von Kindern ent- 
faltet und fördert", konkreti- 
siert von der Leyen den Ar- 

beitsauftrag der Kommissi- 
on. Dabei müssten die Rolle 
von Eltern, Geschwistern 
und Großeltern, aber auch 
die Aufgaben von Bildungs- 
und Sozialeinrichtungen be- 

rücksichtigt werden. Ebenso 
gelte es, Kindern gezielt zu 
helfen, deren Potenziale ver- 

Ursula von der Leyen 

kümmerten und 

die im Extremfall 
von Verwahrlos- 
ung und Vernach- 
lässigung bedroht 
oder betroffen sei- 

en. Dabei sei es 
entscheidend, dass 
der Staat Eltern 
nicht aus der Ver- 
antwortung entlasse, son- 
dern sie dazu befähige, ihrer 
Verantwortung gerecht zu 
werden, so die Familienmi- 
nisterin. Außerdem will sich 
die Kommission mit der Be- 
deutung verbindlicher Werte 

und der Wertevermittlung in 
einer pluralen Gesellschaft 
befassen und die spezifische 
Situation von Kindern mit 
Migrationshintergrund be- 
leuchten. Auch die Frage, wie 
in einer Wissensgesellschaft 
mehr Zeit für Kinder geschaf- 
fen werden kann, soll beant- 
wortet werden. Für Olbertz 
ist klar, dass hinter allen pro- 
blematischen Entwicklungen 

nicht die Mehrheit der Fami- 
lien aus dem Blick verloren 
werden darf, denn Familie sei 

nach wie vor ein Erfolgsmo- 
dell. „Es kommt darauf an, 
die vielfach verbreiteten dü- 
steren Szenarien zu überwin- 
den und Mut zur Erziehung 
zu geben", so der Kultusmi- 

nister. 

Jan-Hendrik Olbertz 

Eine besondere Bedeu- 
tung der Kommissionsarbeit 
für die programmatische 

Weiterentwicklung der CDU 
sieht Generalsekretär Ro- 

nald Pofalla. Die CDU sei die 
einzige Partei, die Bildungs- 
chancen von Kindern nicht 
auf Schulstrukturfragen re- 
duziere, sondern das gesam- 

te Lebensumfeld von Kin- 
dern in den Mittelpunkt stel- 
le. „Das ist ein entscheiden- 
der Schritt, um Startchancen 
von Kindern zu verbessern", 
sagte Pofalla. Zu den Mit- 
gliedern der Kommission ge- 

hören Kultus- und Sozialmi- 
nister der Länder, bildungs- 
politische Sprecher der 
Landtagsfraktionen und Mit- 
glieder entsprechender Lan- 
desfachausschüsse. Exper- 

ten aus Wissenschaft und 
Forschung sollen hinzugezo- 
gen werden. Die Kommissi- 
on wird für den Bundespar- 

teitag im November einen 

Antrag erarbeiten. 
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Energiegipfel 

Mehr Investitionen, weniger Abhängigkeit 
Die Bundesregierung 
will die Abhängigkeit 
von Energieimporten 

tendenziell verrin- 
gern, steigende Ener- 
giepreise verhindern 
und umweltpoliti- 
sche Herausforde- 
rungen wie den glo- 
balen Klimawandel 
stärker in den Blick 
nehmen. Das teilte 
Bundeskanzlerin An- 
gela Merkel nach 
dem ersten Energie- 
gipfel im Kanzleramt mit. 

„Die Regierung will Ver- 
sorgungssicherheit, Um- 
weltfreundlichkeit und Wirt- 
schaftlichkeit in ein ver- 
nünftiges Gleichgewicht 
bringen", so Merkel. Denn 
die Zukunft Deutschlands 
hänge von einer sicheren, 
umweltfreundlichen und 
Wirtschaftlichen Energie- 

versorgung ab. 
Die Wirtschaft werde bis 

2um Jahr 2012 mehr als 

30 Milliarden Euro in neue 
Kraftwerke und Energie- 
netze investieren, kündigte 
die Bundeskanzlerin an. Im 

Bleichen Zeitraum seien im 
Bereich der erneuerbaren 
Energien Investitionen von 
33 bis 40 Milliarden Euro zu 
erwarten. 

In dieser Legislaturperi- 
ode werde die Bundesregie- 
rung zwei  Milliarden  Euro 

Bundeskanzlerin Angela Merkel. Umweltminister Sigmar Gabriel (I.) und Wirtschafts- 
minister Michael Glos (r.) nach dem Energiegipfel 

für die Energieforschung 
zur Verfügung stellen. „Wir 
werden damit 30 Prozent 
mehr Forschungsmittel in 
einem Bereich aufwenden, 
den ich für ausgesprochen 
zukunftsträchtig halte", sag- 
te Merkel. Das Spektrum 
reiche dabei von der Sicher- 
heitsforschung bis zur Er- 
forschung der erneuerbaren 

Energien. 
Der Gipfel habe aber 

auch gezeigt, dass es „stritti- 
ge Punkte" wie den Atom- 

ausstieg gebe. In diesem Zu- 
sammenhang müsse geprüft 

werden, wie die Kernenergie 
substituiert werden könne, 
betonte Angela Merkel. Zu- 
gleich machte sie deutlich, 
dass diese Frage in den kom- 
menden Monaten weiter 
diskutiert werden müsse. 
Die Bundeskanzlerin lobte 
das   „konstruktive"   Ge- 

sprächsklima des Gipfels. 
Sie habe in dem Kreis sehr 
deutlich gespürt, „dass der 
Wille zur Zusammenarbeit 

da ist". 
Zu dem Spitzentreffen 

im Kanzleramt waren 22 
Vertreter der Wirtschaft 
und Fachleute geladen. Von 
Regierungsseite nahmen 
neben Bundeswirtschafts- 

minister Michael Glos auch 
Bundesforschungsministe- 

rin Annette Schavan und 
Kanzleramtschef Thomas de 

Maiziere teil. Der Energie- 
gipfel bildete den Auftakt 
zu weiteren Spitzentreffen, 
die von drei Arbeitsgruppen 
vorbereitet werden. Der 
nächste Energiegipfel findet 
voraussichtlich im Septem- 

ber statt. Ziel ist es, bis Ende 
2007 ein nationales Ener- 
giekonzept zu erarbeiten, 
das bis 2020 gelten soll. 

n|o6 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Otto  Bernhardt 

Neuordnung der Unternehmens- 
besteuerung überfällig 

Im Koalitionsvertrag ha- 
ben wir eine grundlegende 
Reform der Unterneh- 
mensbesteuerung verein- 
bart, in deren Zusammen- 
hang wir auch über die 
Fortentwicklung der Ge- 
werbesteuer entscheiden 
wollen. Unser Fahrplan ist 
ehrgeizig. Bis zur Sommer- 
pause sollen Eckpunkte 
aufgestellt werden und bis 
Ende 2006 ein Regierungs- 
entwurf vorliegen, der An- 
fang 2007 in die parlamen- 
tarischen Beratungen ge- 
hen soll. Wir wollen diese 
Reform zum 1. Januar 2008 
umsetzen. 

Zwischenzeitlich liegen 
mit den Reformmodellen 
von Stiftung Marktwirt- 
schaft (SMW) und Sachver- 
ständigenrat (SVR) Konzep- 
te vor, hinter denen der an- 
erkannte Sachverstand von 
führenden und unabhängi- 

gen Steuerrechtsexperten 
steht. Bei diesen im Detail 
sehr unterschiedlichen Mo- 
dellen fällt auf, dass beide 
Konzepte wesentliche Ge- 

meinsamkeiten aufweisen: 
Dies ist zunächst die un- 

missverständliche Einschät- 
zung, dass für den Standort 

Deutschland  eine   Neuord- 

Otto Bernhardt 

nung der Unternehmensbe- 
steuerung überfällig und un- 
ausweichlich ist. Bei einer 
Steuerbelastung der Unter- 
nehmensgewinne von ca. 39 
Prozent, die sich aus Körper- 
schaftsteuer, Gewerbesteu- 
er und Solidaritätszuschlag 
zusammensetzt, unterliegen 
in Deutschland Kapitalge- 
sellschaften der höchsten 
Steuerlast in Europa. 

Erheblicher 
Reformbedarf 

Auch bei den Personen- 
unternehmen besteht er- 
heblicher Reformbedarf. So 

beträgt die Steuerbelastung 
in der Spitze gut 48 Prozent, 
denn neben den individuel- 
len  Steuersatz  von  bis zu 

42 Prozent treten noch der 
Solidaritätszuschlag und ggf. 
die Kirchensteuer. 

Neue 
Lösungsansätze 

Zum anderen besteht bei 
beiden Modellen Konsens, 

dass eine nachhaltige Re- 
form der Unternehmensbe- 

steuerung eine Fortent- 
wicklung der Gewerbesteu- 

er unbedingt umfassen soll- 
te. Die Sonderbelastung mit 
Gewerbesteuer ist einer der 
Hauptgründe dafür, dass in 
Deutschland die Steuerbe- 
lastung der Unternehmens- 

gewinne europaweit am 
höchsten ist. Im internatio- 
nalen Wettbewerb ist eine 
der deutschen Gewerbe- 
steuer vergleichbare Steuer 
weitestgehend unbekannt. 
Auch ist die Gewerbesteuer 
als Haupteinnahmequelle 

von Städten und Gemein- 

den auf lange Sicht ungeeig- 
net, da sie stark konjunktur- 

abhängig ist. 
Die Lösungsansätze, die 

uns nun von der SMW und 
dem SVR vorgelegt worden 
sind, gestalten sich im We- 

sentlichen wie folgt: 
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Beim Modell des SVR 
unterliegen grundsätzlich 
sämtliche Kapitaleinkom- 
men einem ermäßigten Steu- 
ersatz von 25 Prozent, wäh- 
rend es bei den übrigen Er- 
werbseinkommen beim li- 
near-progressiven Steuerta- 
rif bleibt (Duale Einkom- 
mensteuer). 

Zu den Kapitaleinkom- 
men zählt neben den Zins- 
einkünften im weitesten 

Sinne auch die typisierte 
Verzinsung des in einem 
Unternehmen eingesetzten 
Eigenkapitals (sog. Normal- 
gewinn, z.B. 6 Prozent). Im- 
mobilieneinkünfte könnten 
ebenfalls in die Duale Ein- 
kommensteuer einbezogen 
werden, da auch diese Ein- 
künfte auf dem Einsatz von 
Kapital beruhen. Aufgrund 
der beabsichtigten einheit- 
lichen Besteuerung von Ka- 
pitaleinkommen eignet sich 
das Modell des SVR gut für 
die mögliche Einführung ei- 
ner Abgeltungssteuer. 

Der Gewinn von Kapital- 
gesellschaften soll - inklusi- 
ve einer kommunalen Steu- 
er - insgesamt mit 25 Pro- 
2ent belastet werden. We- 
gen weiterer Einzelheiten 
Wird auf die Modellbe- 
schreibung des SVR verwie- 
sen (siehe Internet-Hinweis 
irn Kasten). 

Die SMW hingegen strebt 
e'ne einheitliche Steuer für 
alle Unternehmen unabhän- 

gig von der Rechtsform an, 
nach der im Unternehmen 

verbleibende Gewinne mit 
22 Prozent besteuert wer- 
den. Hinzu kommen - als 
teilweiser Ersatz für die Ge- 
werbesteuer - weitere 8 
Prozentpunkte als kommu- 
nale Unternehmensteuer. 
Dies führt zu einer Gesamt- 
belastung von insgesamt 30 
Prozent. Kommt es zu Aus- 

schüttungen oder Entnah- 
men, werden diese in Fort- 
entwicklung des Halbein- 
künfteverfahrens entspre- 
chend nachbelastet. Flan- 

kiert wird die Unterneh- 
mensteuer durch eine Klein- 
unternehmerregelung, die 
es insbesondere Einzelun- 
ternehmern ermöglicht, in 
der Einkommensteuer zu 
verbleiben. Diese Regelung 
soll greifen, wenn der 
Gewinn eines Personen- 
unternehmens nachhaltig 
120.000 Euro nicht über- 
schreitet. Nähere Einzelhei- 

ten finden sich in der Mo- 
dellbeschreibung der SMW 
(siehe Internet-Hinweis im 

Kasten). 

Vier-Säulen-Modell 

Darüber hinaus hat die 
SMW in ihr Konzept ein Mo- 

dell integriert, nach dem die 
Gewerbesteuer durch eine 
stetige und moderne Kom- 
munalsteuer ersetzt werden 

soll. Dieses sog. Vier-Säu- 
len-Modell wird vom SVR 
ausdrücklich unterstützt. 

Wie schon diese kurze 
Darstellung zeigt, enthal- 
ten beide Konzepte neue, 
unbedingt überlegenswerte 
Denkansätze. Dabei werden 
aber auch noch einige Fra- 
gen zu beantworten sein 
wie z.B. die Frage der Finan- 
zierbarkeit. Derzeit werden 
beide Modelle in einer Ar- 
beitsgruppe unter Feder- 
führung des Bundesfinanz- 
ministeriums berechnet. 

Selbstverständlich kön- 
nen und werden wir bei die- 
sem Reformvorhaben die 
prekäre Lage der öffentli- 
chen Haushalte nicht aus 
den Augen verlieren. Zum 
jetzigen Zeitpunkt aber soll- 
ten wir uns zunächst inten- 
siv mit den Inhalten der vor- 
geschlagenen Modelle aus- 
einandersetzen und beide 
Modelle unvoreingenommen 
prüfen. 

Otto Bernhardt ist der 
finanzpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Mehr Infos zu den 
Modellen unter: 
www.sachverstaendigen- 
rat-wirtschaft.de und 
www.stiftung-marktwirt- 
schaft.de unter „Kommis- 
sion Steuergesetzbuch" 
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Bürokratie wird Kampf angesagt 
Mit einem qualitativ neuen 
Ansatz wollen die Regie- 
rungskoalitionen der Büro- 
kratie auf Bundesebene 
den Kampf ansagen. Ein 
unabhängiger Normen- 

kontrollrat soll die Gesetz- 
entwürfe der Bundesregie- 
rung vor deren Beratung 
im Bundeskabinett über- 
prüfen. 

„Die Klage über Bürokra- 
tielasten ist Jahrzehnte alt, 
die Ankündigungen der Po- 
litik daran etwas zu ändern, 
fast ebenso alt", sagte Nor- 
bert Röttgen, Erster Parla- 
mentarischer Geschäftsfüh- 

rer der Unionsfraktion. Mit 
einem neuen Ansatz werde 
diese „Geschichte des Schei- 
terns" beendet. „Wir glau- 
ben, dass wir etwas ändern 
können", ist Röttgen über- 
zeugt. Mit den positiven Er- 
fahrungen aus anderen Län- 
dern werde dies auch in 
Deutschland gelingen. 

Bürokratiekosten sollen 
mit Hilfe einer standardi- 
sierten Messung zunächst 
erfasst und dann reduziert 
werden. In den Niederlan- 
den seien auf diese Weise 
16 Milliarden Euro als 
Bürokratiekosten erkannt 
worden, dies entspricht 3,6 

Prozent des Bruttoinlands- 
produktes. Inzwischen sei 
es im  Nachbarland gelun- 

Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der Unionsfraktion, Norbert Röttgen 
(Mitte), der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Fraktion, Olaf Scholz 
(links), und der Parlamentarische Geschäftsführer der CSU-Landesgruppe, Hartmut 
Koschyk (rechts), präsentierten den Vorschlag für einen Normenkontrollrat. 

gen, diesen Wert innerhalb 
von zwei Jahren um 18 Pro- 
zent zu reduzieren. Über- 

trägt man diesen Wert auf 
Deutschland, könnte ein 
zweistelliger Milliardenbe- 
trag in der Volkswirtschaft 
eingespart werden, schätzt 
Röttgen. 

Nach dem Gesetzent- 
wurf sind Bürokratiekosten 
solche, die Unternehmen, 
Vereinen oder Personen 
durch Informations-, Doku- 
mentations- und Berichts- 
pflichten des Bundes ent- 
stehen. Es sind durch den 
Gesetzentwurf alle Bundes- 
gesetze und auf ihnen beru- 
henden Rechtsverordnun- 
gen und Verwaltungsvor- 
schriften sowie die Umset- 
zung von europäischem 

Recht erfasst. Röttgen for- 
derte, dass ein festgelegtes 

Einsparziel definiert werde, 
dessen    Einhaltung   regel- 

mäßig    überprüft   werden 

soll. 
Der vorgesehene Nor- 

menkontrollrat werde ein 
„notwendiger Wachhund 
sein, der laut bellt, wenn er 
feststellt, dass die Bürokra- 
tieabbauziele nicht erreicht 
werden", sagte der CDU-Po- 
litiker. Dazu müsse der Kon- 
trollrat stark und unabhän- 
gig sein. In ihm sollten we- 
der Beamte noch Politiker 
vertreten sein. Der Normen- 

kontrollrat soll nach dem 
Gesetzentwurf aus acht Mit- 
gliedern bestehen, die von 
der Bundeskanzlerin für 
fünf Jahre berufen werden. 
Sie werden ehrenamtlich 

tätig sein und sollen „Erfah- 
rungen in legislativen Ange- 
legenheiten" gesammelt ha- 
ben und über „Kenntnisse in 
wirtschaftlichen Angelegen- 

heiten" verfügen, heißt es in 

dem Entwurf. 
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Integration fördern und fordern 
Die verzweifelten Hilferu- 
fe aus Berliner Hauptschu- 
len mit einem starken An- 
teil ausländischer Schüler 
sind extreme Symptome 
von Entwicklungen, wie sie 
inzwischen in den meisten 
deutschen Großstädten zu 
beobachten sind. 

Verwahrlosungstenden- 
zen sind für jeden sichtbar, 
und wir wissen aus der Kri- 
rninalstatistik des Bundes- 
kriminalamtes, dass gerade 
Gewaltstraftaten deutlich 
überproportional von nicht- 
deutschen Tätern begangen 
Werden. Die Integration von 
Zugewanderten in Staat und 
Gesellschaft ist insbesonde- 
re ein Problem der sozialen 
'ntegration. Daher müssen 
Wir den Bürgern ausländi- 
scher Herkunft von Beginn 
an Wege in unsere Gesell- 
schaft öffnen. Die Teilhabe 
am Arbeitsleben setzt den 
frühen Erwerb der deut- 
schen Sprache und eine ent- 

Volker Kauder 

sprechende Bildung und 
Ausbildung voraus. Jedes 
Kind, das in die Grundschule 
kommt, muss die deutsche 
Sprache so beherrschen, 
dass es dem Unterricht pro- 
blemlos folgen kann. Noch 
sind wir von Verhältnissen, 
wie sie in französischen Vor- 
städten zu beobachten wa- 
ren, entfernt. Aber wenn wir 
die Aufgabe sozialer Inte- 

gration nicht entschlossen 
angehen, sind auch in unse- 
ren Städten ähnliche Bilder 
vorstellbar. 

Integrationspolitik ist ei- 
ne Aufgabe von nationaler 
Bedeutung. Was jetzt Not 
tut, ist eine gemeinsame 
Anstrengung aller staatli- 
chen Ebenen. Integration ist 
aber keine Einbahnstraße. 
Sie setzt auch den Respekt 
der Zugewanderten vor un- 
serem Land und die Bereit- 
schaft zur Integration vor- 
aus. Nun ist es dringend er- 
forderlich, dass sich Bund, 
Länder, Kommunen und 
gesellschaftlich relevante 
Gruppen gemeinsam auf ei- 
nen Nationalen Aktionsplan 
Integration verpflichten. Ein 
solcher Aktionsplan sollte 
durch einen Integrations- 
gipfel vorbereitet werden 
und durch gemeinsame Zie- 
le mit klarer Zeitperspekti- 
ve und Verantwortlichkei- 
ten zu einheitlichen Maß- 
nahmen geführt werden. 

Volker Kauder ist der 

Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

BA-WÜ: STEFAN MAPPUS WIEDERGEWÄHLT 

btefan Mappus 

Die neue 68-köpfige CDU- 
Fraktion in Baden-Würt- 
temberg hat Stefan Mappus 
mit überwältigender Mehr- 
heit zu ihrem Fraktionsvor- 
sitzenden gewählt. Der di- 
rekt gewählte Landtagsab- 
geordnete für den Wahl- 

kreis Pforzheim führt die 
Fraktion seit dem 21. April 

2005. 
Als Fraktionsgeschäfts- 

führer wurde Thilo Traub 
bestätigt. Er bekleidet das 
Amt seit dem 1. September 
vergangenen Jahres. 
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Integrationsgipfel 
mit Kommunen ist der 

richtige Weg 

Die Forderung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
nach einem nationalen Ak- 
tionsplan Integration und 
einem vorbereitenden In- 
tegrationsgipfel unter Ein- 
beziehung der Länder und 
Kommunen ist der richtige 

Weg. 
Wir brauchen gemeinsa- 

me Ziele mit klarer Zeit- 
perspektive und Verant- 
wortlichkeiten, um in ganz 
Deutschland zu einheitli- 
chen Maßnahmen zu kom- 
men. Integration ist eine na- 
tionale Querschnittsaufga- 
be vieler Politikbereiche, 

die letztlich nur lokal bzw. 
regional und vor Ort bewäl- 
tigt werden kann. Bund und 
Länder müssen die Kommu- 
nen bei dieser schwierigen 
und komplexen gesamtge- 
sellschaftlichen Aufgabe 

unterstützen. 
Integrationsverträge, wie 

sie der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund mit Auslän- 
dern fordert, sind ein sinn- 
voller und konkreter Beitrag 
dazu. Neu eingereiste Aus- 
länder, die eine Integration 
verweigern, sollten zukünf- 

tig mit Leistungskürzungen 
und im Extremfall mit der 
Rückkehr in die Heimat be- 
straft werden können. 

Die Entwicklungen an 
vielen Schulen zeigen ein- 
dringlich, dass zur langfristi- 
gen Stabilisierung des so- 

zialen Friedens, der inneren 
Sicherheit und der Schaf- 
fung eines lebens- und inves- 
titionsfreundlichen Klimas 
auch und besonders die In- 
tegration von Zuwanderern 
in unsere Gesellschaft ge- 

hört. Laisser-faire ist ge- 
scheitert. Der politische 
Handlungsbedarf ist offen- 
sichtlich. 

Peter Götz ist kommu- 
nalpolitischer Fraktionsspre- 

cher. 

Touristische 
Vermarktung ist gut 

investiertes Geld 

Mit einer Anhebung der 
tourismuspolitischen Haus- 
haltsansätze um fast eine 
Mio. Euro weist der Haus- 
haltsentwurf 2006 in die 
richtige Richtung. Trotz 
knapper Kassen soll dabei 
der Haushaltstitel für die 
Deutsche Zentrale für Tou- 
rismus um 500.000 Euro 
auf 25 Mio. Euro erhöht 
werden. 

Dies ist dringend not- 
wendig, um Deutschland im 
Wettbewerb gegenüber 
wichtigen Konkurrenzlän- 
dern zu stärken, die oft er- 
heblich mehr Mittel für ihre 
nationale      Tourismuswer- 

bungausgeben. 
Dieses Geld fließt direkt 

in die Vermarktung des Tou- 
rismusstandortes Deutsch- 
land im Ausland und stellt 
daher hervorragend inves- 

tierte Steuermittel dar, die 
ein Vielfaches an Umsätzen 

in der Wirtschaft und Ein- 
nahmen in den öffentlichen 

Kassen bewirken. Damit soll 
auch ein Beitrag zur Redu- 
zierung des ständig wach- 
senden Defizits in der deut- 
schen Reiseverkehrsbilanz 

geleistet werden, das im 
letzten Jahr bei fast 36 Mrd. 

Euro lag. 
Die Tourismuswirtschaft 

stellt sowohl im Inland als 
auch weltweit eine der we- 
nigen langfristigen Wachs- 
tumsbranchen dar. EU-weit 
sichert diese Branche der- 

zeit 11,8 Prozent aller Ar- 
beitsplätze. Bis zum Jahre 

2016 wird ein Anstieg auf 
13 Prozent geschätzt. Die- 
ses Wachstum darf an 
Deutschland   nicht   vorbei- 
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gehen, da der Tourismus 
große Chancen zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit 
bietet. Während in vielen 
Wirtschaftsbranchen die 
Verlagerung von Arbeits- 
plätzen ins Ausland disku- 
tiert wird, kann dies für den 
Tourismussektor ausge- 
schlossen werden. Diese Ar- 
beitsplätze sind an den 
Standort Deutschland ge- 
bunden und können nicht 
exportiert werden. Wer 
Neuschwanstein oder das 
Brandenburger Tor besu- 
chen möchte, findet das 

Original nun einmal nur bei 
uns in Deutschland. 

Der Tourismus hat auch 
erhebliche positive wirt- 
schaftliche und arbeits- 
Tiarktpolitische Effekte in 
nachgelagerten Bereichen. 
So profitieren z. B. das Bau- 
gewerbe und das örtliche 
Handwerk    vom     Neubau 

Klaus Brähmig 

oder Renovierungen im Ho- 
tel- und Gaststättenbereich. 
Die Touristen kaufen in den 
Geschäften des Urlaubsor- 

tes ein und besuchen Mu- 
seen, Theater und andere 
kulturelle Einrichtungen. 
Und durch die Anreise und 
Mobilität vor Ort werden 
viele Arbeitsplätze bei Flug- 
häfen, Fluggesellschaften, 
Bahnen, Bus- und Taxibe- 
trieben bis hin zu Ausflug- 
schiffen    gesichert.    Nicht 

umsonst ist beispielsweise 
der Frankfurter Flughafen 
die größte lokale Arbeits- 
stätte Deutschlands. 

Klaus Brähmig ist Vor- 
sitzender der Arbeitsgruppe 
Tourismus der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Sozialpolitik mit 
Augenmaß 

Erklärung zu den Bera- 
tungen des „Entwurfs ei- 
nes Gesetzes zur Ände- 
rung von Vorschriften des 
Sozialen Entschädigungs- 
rechts und des Gesetzes 
über einen Ausgleich von 
Dienstbeschädigungen im 
Beitrittsgebiet": 

Wir machen Sozialpolitik 
mit Augenmaß. Deshalb 
nehmen wir Systemträger 
der SED-Diktatur, die gegen 
die Grundsätze der Mensch- 

S. KAUDER VORSITZENDER DES BND-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSSES 

Die Unionsfraktion hat 
Siegfried Kauder einstim- 
mig zum Vorsitzenden 

des BND-Untersuchungs- 
ausschusses des Bundes- 
tages gewählt. Als Ob- 
mann der Union in dem 

Gremium wurde Her- 

mann Gröhe benannt. 
Der von den Opposi- 

tionsparteien beantragte 
Ausschuss soll die Tätigkeit 
"es      Bundesnachrichten- 

dienstes während 
des Irak-Krieges so- 
wie geheime Flüge 
des US-Geheim- 

dienstes CIA über 
Deutschland und 
die Verschleppung 

des Deutsch-Liba- 
nesen Khaled El Masri auf- 

klären. 
Siegfried Kauder ist der 

Bruder von Unionsfrak- 
tionschef   Volker   Kauder. 

Siegfried Kauder 

Im Bundestag ist 

Siegfried Kauder 
Mitglied im 
Rechtsausschuss 

und Obmann der 
Union im Petiti- 
onsausschuss. 

Zudem arbeite- 

Rechtsanwalt in 
der vergangenen Legisla- 
turperiode bereits im Visa- 
Untersuchungsausschuss 

mit. 

te   der 
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lichkeit und der Rechts- 
staatlichkeit verstoßen ha- 
ben, von den Neuregelun- 
gen des Dienstbeschädi- 
gungsausgleichs aus. Eine 
entsprechende Ausschluss- 
regelung ist Gegenstand 
des Änderungsantrags, den 
wir in den zuständigen Aus- 
schuss des Deutschen Bun- 
destages eingebracht ha- 
ben. Damit nutzen wir den 
politischen  Spielraum, den 

das Bundesverfassungsge- 
richt dem Gesetzgeber ge- 
lassen hat. Wir verhindern, 
dass die Kluft zwischen den 
Opfern und den früheren 
Systemträgern noch größer 

wird. 
Alle Fraktionen haben 

den Änderungsantrag ge- 
meinsam eingebracht, nur 
die LINKE hat sich nicht be- 

teiligt. Das zeigt: Wenn es 
zum Schwur kommt, lassen 

Lafontaine und Co. die 
früheren Getreuen nicht im 
Stich. Den Schmusekurs der 
LINKEN gegenüber den 
damaligen Systemträgern 

muss jedes Opfer als Schlag 
ins Gesicht empfinden. 

Wir nehmen die Anlie- 
gen der Opfer der SED-Dik- 
tatur ernst und werden uns 
weiter für eine Verbesse- 
rung ihrer Situation einset- 
zen. Den Worten im Koaliti- 

TADT BRAUNSCHWEIG AUSGEZEICHNET 

Am Rande eines Treffens 
von Oberbürgermeistern 
mit der Vorsitzenden und 
dem Generalsekretär der 

CDU Deutschlands gratu- 
lierte Angela Merkel dem 
Braunschweiger Bürger- 
meister zur Auszeichnung 

„seiner" Stadt als „Stadt 
der Wissenschaft 2007". 

Der Stifterverband für 
die Deutsche Wissenschaft 
hatte der niedersächsi- 
schen Stadt einen Tag zu- 
vor diesen Titel verliehen. 

Die Jury hob vor allem 
die Originalität der Bewer- 
bung hervor. Insgesamt 

hatten sich zehn Städte an 
dem Wettbewerb beteiligt, 
drei waren im Januar 2006 
von der Jury für die End- 

ausscheidung in Dresden 
nominiert worden. Der Titel 
wird an Städte verliehen, 
die die Wissenschaft als 
Motor   für   die   Stadtent- 

wicklung nutzen. 
„Man konnte der 
Braunschweiger 
Bewerbung an- 

merken, dass die 
ganze Region im 
Aufbruch ist und 
sich mit der Be- 
werbung identifi- 

ziert", sagte Jury- 
Vorsitzender And- 
reas Schlüter. Die 
Jury sei auch von 
der Zahl der Kooperations- 
partner beeindruckt gewe- 
sen. Die Stadt könne auf ei- 
ne breite Unterstützung 
von Unternehmen und 

Sponsoren bauen. 
„Die Auszeichnung passt 

zur aktuellen Aufbruch- 

stimmung in der Stadt", 
sagte Braunschweigs Ober- 
bürgermeister Gert Hoff- 

mann. Der Titel könne das 
Bewusstsein der Bürger 
für den Wissenschaftsstand- 

Gert Hoffmann und Angela Werke! 

ort Braunschweig weiter 
wecken und das überregio- 
nale Ansehen der Region 
stärken. Durch eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit 

kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen mit wissen- 
schaftlichen Institutionen 

erhofft sich auch die regio- 
nale Wirtschaft Vorteile. In 
Braunschweig gibt es meh- 
rere Universitäten und 
zahlreiche Forschungsins- 

titute des Bundes. 
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°alf Brauksiepe Maria Michalk Katherina Reiche 

onsvertrag müssen Taten 

folgen. Die Union hat ihre 
Karten bereits in der ver- 

gangenen Wahlperiode mit 
ihren Gesetzentwürfen zur 
Opferpension auf den Tisch 
gelegt. Wir sind optimis- 
tisch, dass wir zusammen 
mit der SPD-Fraktion noch 
m der ersten Hälfte dieses 
Jahres eine Verbesserung 
der Situation der SED-Opfer 
hinbekommen. 

Ralf Brauksiepe ist ar- 
beitsmarkt- und sozialpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
^-SU-Fraktion, Maria Mich- 

ist die zuständige Be- 
r|chterstatterin. 

Startschuss für eine 
2ukunftsfähige Ener- 

giestrategie 

Zur Sicherstellung der 
Energieversorgung in 

eutschland brauchen wir 
e'ne Energiestrategie für 
die   Zukunft.   Das   heißt: 

mehr Wettbewerb auf den 
Energiemärkten, Erneue- 
rung der Kraftwerke, Effi- 
zienzsteigerungen, Ener- 
gieforschung und erneuer- 
bare Energien. 

Die Energiewirtschaft 
steht jetzt in der Pflicht, ihre 
Investitionszusagen endlich 
auch einzulösen. Deutsch- 
land kann sich den Investiti- 
onsstau im Kraftwerksbe- 
reich nicht länger leisten. Der 
Kraftwerkpark muss erneu- 
ert werden und in die Ent- 
wicklung des effizientesten 

und modernsten Kraftwerk- 
parks in Europa münden. 

Es müssen aber auch 

neue zusätzliche Kraftwer- 
ke und Netze gebaut wer- 
den. Es werden dringend 
neue Stromerzeugungska- 

pazitäten auf dem Markt 
benötigt, um die Stromprei- 
se bezahlbar zu halten und 
den dringend notwendigen 

Wettbewerb zu stärken. 
Die Zukunft in einem 

breiten   Energiemix  gehört 

den erneuerbaren Energien. 
Hier liegt ein enormes Inno- 
vations-, Wachstums- und 
Beschäftigungspotenzial. 
Gleichzeitig helfen sie, die 
Importabhängigkeit zu ver- 
ringern und einen positiven 
Beitrag zum Klimaschutz zu 
leisten. Bisher können die 
erneuerbaren Energien aber 
nicht ohne Förderung im 
Markt bestehen. Ziel muss 
es deshalb sein, durch For- 
schung und Entwicklung die 
Wettbewerbsfähigkeit der 
erneuerbaren Energien zu 
erreichen. 

Die Energieforschung ist 

die strategische Säule der 
Energiepolitik. Ohne Inno- 
vationen wird es nicht gelin- 
gen, die Energieversorgung 
in Deutschland zukunfts- 
fähig zu gestalten. Wir müs- 
sen vorankommen in der Si- 
cherheitsforschung und bei 
den erneuerbaren Energien. 

Wir müssen vor allem aber 
die Energieeffizienz verbes- 
sern. Hier muss ein Schwer- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

punkt liegen. Wir müssen 
Ressourcen und Energie in- 
telligenter nutzen. 

Wir müssen bei all diesen 
Bereichen zu Fortschritten 
kommen, damit es gelingt, 
eine Energieversorgung in 
Deutschland zu schaffen, 
die unabhängiger ist von 
Importen, bezahlbar sowie 
umweit- und klimafreund- 

lich. 
Katherina Reiche ist 

Stellv. Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Schüler als Streit- 
schlichter einsetzen 

Vorgänge wie an der Berli- 
ner Rütli-Schule darf es in 
Zukunft nicht mehr geben. 

Für Gewalt an Schulen 
gilt null Toleranz. Die Proble- 
me müssen gemeinsam mit 
den Schülern gelöst werden. 
Schüler sollten selbst zu 
Streitschlichtern ausgebil- 
det werden. Wir müssen jun- 
gen Menschen etwas zutrau- 
en und Verantwortung von 

ihnen einfordern. Auf Erfah- 
rungen mit Programmen z. 
B. aus Baden-Württemberg 
kann bundesweit aufgebaut 
werden. Das System hat drei 

Vorteile: 
Die   Schülerschaft   wird 

gestärkt. 
Das   Verhältnis   zu   den 
Lehrern wird entlastet. 

• Schüler  haben  auch  die 

Möglichkeit, ihre Gewalt- 
geschichte umzuschreiben. 

Der Schlüssel für Integra- 
tion liegt in der Bildungspoli- 
tik. Es ist unverantwortlich, 
Kinder ohne ausreichende 
Deutschkenntnisse einzu- 
schulen. Wer seine Lehrer 

nicht versteht, kann nicht er- 
folgreich lernen und gerät 
ins Abseits. Deutschtests 
und Deutschkurse im Kin- 
dergartenalter müssen nicht 
nur angeboten, sondern 
auch durchgesetzt werden - 
wenn nötig mit Leistungs- 
kürzungen bei Kindergeld 

etc. 
Die Hauptschulen müs- 

sen gestärkt werden. Die 
Hauptschule muss „die Schu- 
le" werden, die ins praktische 
Berufsleben führt. Schon ab 
Klasse 7 sollte der regel- 
mäßige Kontakt in die Wirt- 
schaft gepflegt werden. 

Jugendliche brauchen 
Chancen, im Berufsleben 
Fuß zu fassen. Die Partner 
des Ausbildungspaktes le- 
gen zu Recht einen Schwer- 
punkt auf ausländische Ju- 
gendliche und Betriebe. Un- 
bedingt sollten auch die 
Möglichkeiten der Stufen- 

ausbildung, die mit dem neu- 
en Berufsbildungsgesetz er- 
weitert wurden, genutzt 

werden. Über Stufenausbil- 
dungen schaffen auch eher 
theorieschwächere Jugendli- 
che leichter den Einstieg ins 
Berufsleben. 

Ilse Aigner 

Jedes vierte neugeborene 

Kind in Deutschland hat ei- 
nen Migrationshintergrund. 

Es liegt in unser aller Interes- 
se, dass jedes dieser Kinder 

eine Chance bekommt. 
Ilse Aigner ist die bil- 

dungspolitische Sprecherin 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion. 

Aktuell auf der Internet- 
seite der Bundestags- 
fraktion unter 
www.cducsu.de 

• Für einen Nationalen 
Aktionsplan Integra- 
tion. Positionspapier 
der CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundes- 
tag vom 4. April 2006 

. Strategische Elemen- 
te einer zukunftsfähigen 
Energiepolitik. Versor- 
gungssicherheit - Wett- 
bewerb - Forschung. 
Beschluss der CDU/ 
CSU-Bundestagsfrak- 
tion vom 4. April 2006 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Ein „Smilie" für Kinder! 

Buntstifte mit Komfortgriff 
Die dreieckige Schaftform ist speziell 

auch für kleine Kinder - für einen besseren Halt - 
entwickelt worden. 

CDU-Buntstifte 
intensive Farbkraft, bruch-, wisch- und wasserfest 

Bestell-Nummer:9; 
Preis je 10 Schachteln: 21,50 € 

inkl. MwSt.: 24,90 € 

Reflektoren „Smilie" 

Bestell-Nummer:9558 
Preis je 21 

inkl. MwSt.: 26,10 € 

Luftballon Zubehör 

Luftballon „Smilie" 
in zwei verschiedenen Farben 

(Blau und Weiß) je Verpackung 

Bestell-Nummer:9874 
Preis je IOC 

inkl. MwSt: 15,08 € 

Luftballon-Drahtstäbe 

Bestell-Nummer:9: 
Preis je 500 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 12,76 € 

Luftballon-Schnellverschluss 
inkl. Halteschnur für Gasballons 

Bestell-Nummer: 

Preis je l( 
inkl. MwSt: 5,68 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-Hissfahne 
Hochformat 1,50 m x 3.00 m 

Bestell-Nummer: 0090 
Preis je Stück: 22,50 € 
inkl. MwSt: 26,10 € 

CDU-Hissfahne 
Querformat 3,00 m x 2,00 m 

Bestell-Nummer: 0091 
Preis je Stück: 26,00 € 
inkl. MwSt: 30,16 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU Sonnenschirm 
Durchmesser 180 cm 

Bestell-Nummer: 0458 
Preis je 

inkl. MwSt.: 44,08 € 

Fußständer für Sonnenschirme 

Bestell-Nummer:0459 
Preis je Stück: 6,50 € 

inkl. MwSt.: 7,54 € 

CDU Stehtisch 
Höhe ca. 1,10 m, Durchmesser 85 cm 

Tischplatte mit Öffnung für Sonnenschirm 

Bestell-Nummer: 0348 
Preis je Stück: 50,10 € 

inkl. MwSt: 58,12 € 

FU Sonnenschirm 

Bestell-Nummer: 0047 
Preis je 1 Stück: 53,00 € 

inkl. MwSt.: 61,48 € 

v 
mo6 



UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

Neue Gerechtigkeit durch mehr Freiheit. 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kann von allen Kreis-, 
Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG- 
Medienzentrum bestellt werden. 
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